
Antrag VEP-21: Für einen zukunftsfähigen und starken 
Mitgliederverband
Antragsteller*in: AWO Landesverband Thüringen e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: VEP - Verbandsentwicklung & Politik

 1 Die Bundeskonferenz beauftragt des AWO Bundesverband mit folgenden Maßnahmen zur 
 2 Stärkung des Mitgliederverbandes:

 3 1. Der Bundesverband entwickelt seine Strategie der Mitglieder- und 
 4 Verbandsentwicklung kontinuierlich weiter. Neben den Bausteinen zur 
 5 Mitgliedergewinnung und Ehrenamtsstärkung setzt er das Modell der AWO-Fördervereine 
 6 als einen weiteren Schwerpunkt.

 7 2. Die in Ziff. 13 Abs. 3i Abschnitt cc des Verbandsstatuts geregelte 
 8 Unvereinbarkeitsregelung zur Delegiertenfunktion von hauptamtlich Beschäftigten wird 
 9 ersetzt:

 10 „Die Zusammensetzung der Delegierten auf den jeweiligen Ebenen spiegelt die 
 11 verbandliche Vielfalt der Mitgliedschaften innerhalb des Verbands wider. Der Anteil 
 12 von Delegierten, die bei derselben oder einer übergeordneten Gliederung sowie bei
 13 Gesellschaften oder Körperschaften beschäftigt sind, an denen diese Gliederungen der 
 14 AWO mehrheitlich beteiligt sind, soll dabei höchstens 40 % betragen.“*

Begründung
Förderung der Mitglieder- und Verbandsentwicklung innerhalb der AWO

Im bundesweiten Vergleich gibt es positive Beispiele für erfolgreiche Mitglieder- und 
Verbandsentwicklung innerhalb der AWO. Insbesondere zeigt sich in den jährlichen Verbandsberichten zur 
Mitgliederentwicklung, dass bestimmte Modelle sowohl hinsichtlich des Altersdurchschnitts als auch des 
Mitgliederwachstums erfreuliche Ergebnisse liefern.

Ein entscheidender Erfolgsfaktor ist dabei die Organisationsform der Fördervereine. Das verbandliche 
Interesse an diesem Modell spiegelt sich in zahlreichen Gesprächen, Nachfragen und wiederkehrenden 
Austauschrunden bei den vom Bundesverband organisierten Netzwerk- und Verbandstagungen wider.

Durch die Fördervereine gelingt es, neue Zielgruppen zu erschließen und Menschen in den Verband 
einzubinden, die wertvolle Perspektiven und Engagement mitbringen. Angesichts der zukünftigen 
Entwicklung der bundesweiten AWO?Mitgliederstruktur eröffnen Fördervereine ein strategisches 
Möglichkeitsfenster mit erheblichem Potenzial für den Gesamt?verband. Eine dezidierte Strategie zur 
Etablierung von Fördervereinen in den bundesweiten AWO-Strukturen sollte dieses Potenzial systematisch 
ausloten und ausschöpfen.

Verzahnung von Haupt- und Ehrenamt als strukturelles Element der AWO

Die enge Verzahnung von Haupt- und Ehrenamt hat sich in der AWO als wesentliches Strukturelement 
erwiesen. Viele Mitarbeitende sind gleichzeitig Mitglieder und identif㘶zieren sich stark mit dem Verband. 
Ihr ehrenamtliches Engagement ist ein wichtiger Bestandteil der verbandlichen Arbeit. Diese Doppelrolle 
sollte auch in der Delegiertenfunktion mit Stimmberechtigung anerkannt und satzungstechnisch 
abgesichert sein.

Die gleichberechtigte Behandlung aller Mitglieder ist mit Blick auf den demographischen Wandel, der sich 
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auch innerhalb der AWO?Strukturen bemerkbar macht, zu einer existenziellen verbandlichen Frage 
geworden. Daher setzen wir uns weiterhin auf Bundesebene für eine Anpassung und Überarbeitung der 
Unvereinbarkeitsregelung in den entsprechenden Gremien und Foren ein.

Das Grundsatzprogramm der Arbeiterwohlfahrt, das am 14. Dezember 2019 auf der Sonderkonferenz in 
Berlin beschlossen wurde, unterstreicht diese Haltung.

Unter „III. Die Arbeiterwohlfahrt als Wertegemeinschaft“ heißt es: „Die Mitglieder der Arbeiterwohlfahrt 
bestimmen demokratisch über die Entwicklung des Verbandes und unserer politischen Positionen. (…) Die 
Mitarbeitenden sind Teil unserer Gemeinschaft. (…) Wir ermöglichen, dass unsere Mitarbeitenden unsere 
Grundwerte leben und die Entwicklung der Arbeiterwohlfahrt mitgestalten können.“

Verbandsinterne Prozesse zur Satzungsanpassung

Bereits die AWO-Landeskonferenzen verschiedener Gliederungen beschlossen, sich auf Bundesebene 
(Bundeskonferenz/Bundesausschuss) mit einem entsprechenden Antrag zur Thematik einzubringen.

Zum AWO-Bundesausschuss 2023 in Leipzig wurde ein entsprechender Antrag zur Beratung an das 
Präsidium des Bundesverbandes verwiesen. Das Präsidium beauftragte daraufhin die 
Satzungskommission, zu verschiedenen Bundeskonferenzbeschlüssen satzungsrechtliche 
Anpassungsbedarfe festzustellen und Empfehlungen auszuarbeiten. Die von der Satzungskommission 
vorgelegte Synopse zum Verbandsstatut der Arbeiterwohlfahrt (Bearbeitungsstand 13.06.2024) wird zur 
Kenntnis genommen.

Unser Anliegen ist es, AWO-Fördervereine sowohl begriff㘶ich als auch strukturell im Verbandsstatut zu 
verankern. Daher regen wir eine Fortführung der Diskussion innerhalb der Satzungskommission an.

Darüber hinaus wird erneut angeregt, die mit dem Verbandsstatut 2021 beschlossenen 
Unvereinbarkeitsregelungen für Delegierte mit hauptamtlicher Beschäftigung auf der gleichen oder einer 
nachgeordneten Gliederung anzupassen.

*Hinweis: Aus technischen und rechtlichen Gründen wurde der Absatz 2. zum Verbandsstatut (Z. 7-14) als 
eigener Antrag (VS-13-THÜ) beraten und abgestimmt. Er ist somit nicht mehr Teil dieses Antrags/
Beschlusses. Das Vorgehen wurde so im Vorfeld mit dem Landesverband Thüringen als Antragsteller 
abgestimmt.
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